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Altlast, Altablagerung oder Altstandort. Altlas-

ten im Sinne des § 2 (5) BBodSchG sind 

1. stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen 

sowie sonstige Grundstücke, auf denen 

Abfälle behandelt, gelagert oder abge-

lagert worden sind (Altablagerungen), 

und 

2. Grundstücke stillgelegter Anlagen und 

sonstige Grundstücke, auf denen mit 

umweltgefährdenden Stoffen umge-

gangen worden ist, ausgenommen  

Anlagen, deren Stilllegung einer Geneh-

migung nach dem Atomgesetz bedarf 

(Altstandorte), 

 

durch die schädliche Bodenveränderungen oder 

sonstige Gefahren für den einzelnen oder die 

Allgemeinheit hervorgerufen werden. 

Da von einer „Altlast“ nach der gesetzlichen De-

finition immer eine Gefahr ausgeht, zu deren Ab-

wehr der verantwortliche Störer verpflichtet ist, 

sollte dieser Begriff zur Vermeidung ungerecht-

fertigter Handlungszwänge erst dann verwendet 

werden, wenn diese Gefahr durch entsprechende 

Untersuchungen und Bewertungen festgestellt 

wurde. 

Hinweise zur Abgrenzung und zum Gebrauch 

der Begriffe kontaminierte Fläche (KF), konta-

minationsverdächtige Fläche (KVF) usw. 

Für Liegenschaften des Bundes haben sich die 

Bezeichnungen KVF und KF bewährt, da die 

weitaus größte Anzahl der Fälle mit Kontamina-

tionen, also stofflichen Veränderungen zu tun 

hat. 

 

Die Bezeichnungen KVF/KF sind gut geeignet, 

da hiervon zusätzlich  

1. in Betrieb befindliche Anlagen, 

2. Kontaminationen, von denen keine Ge-

fahr ausgeht sowie 

3. Grundwasserkontaminationen 

umfasst werden, die in gleicher Weise erfasst 

und untersucht werden müssen. 

Nach dem BBodSchG sind nichtstoffliche schäd-

liche Bodenveränderungen jedoch gleichrangig 

zu behandeln, und im Vollzug des Gesetzes 

kommt es vor allem im Kontakt mit den zustän-

digen Bodenschutzbehörden zunehmend zu 

Verständigungsschwierigkeiten, wenn die Be-

zeichnungen KVF und KF gebraucht werden. Da-

her ist generell der Gebrauch der gesetzlich 

definierten Begriffe „Verdachtsfläche“ und 

„schädliche Bodenveränderung“ zu empfehlen, 

sofern nicht durch einen anderen Begriff gezielt 

bestimmte Einschränkungen/Abgrenzungen ge-

wollt sind.  

Altlastverdächtige Flächen sind Altablagerun-

gen und Altstandorte, bei denen der Verdacht 

schädlicher Bodenveränderungen oder sonstiger 

Gefahren für den einzelnen oder die Allgemein-

heit besteht  

(§ 2 (6) BBodSchG). Die oft synonym verwende-

ten Begriffe „Altlastverdachtsfläche“ und „Alt-

lastenverdachtsfläche“ sind historisch. 

A-11.1 Glossar 
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Altstandorte des Militärbetriebs - Grundstücke 

stillgelegter militärischer Anlagen zur Erprobung 

und Anwendung von militärischen Ausrüstungs-

gütern oder zur Ausübung sonstiger militärischer 

Aktivitäten. 

Altstandorte der Militärproduktion - Grundstü-

cke stillgelegter Anlagen zur Entwicklung, Her-

stellung, Lagerung und Vernichtung von 

militärischen Ausrüstungsgütern. 

Bewertung. Jeder Planungs- und Untersu-

chungsschritt muss mit einer Bewertung ab-

schließen, die den Sachverhalt und die sich 

daraus ergebenden Konsequenzen würdigt. Be-

triebsbedingte Verunreinigungen und Verände-

rungen müssen aufgrund der Rechtsbezüge 

anders als Altlasten bewertet werden. Sie sind in 

der Verfahrensabwicklung dem akuten Verfah-

ren gleichzustellen. 

Boden im Sinne des BBodSchG ist die obere 

Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger der in § 

2 (2) BBodSchG genannten Bodenfunktion ist,  

einschließlich der flüssigen Bestandteile (Boden-

lösung) und der gasförmigen Bestandteile (Bo-

denluft), ohne Grundwasser und 

Gewässerbetten. Das Grundwasser ist stets im 

Zusammenhang mit dem Boden zu betrachten. 

Bodenbelastung ist ein veralteter, nicht definier-

ter Begriff, der durch die gesetzliche Definition 

der schädlichen Bodenveränderung (§ 2 (3) 

BBodSchG) ersetzt wird. 

Bodenfunktionen: Der Boden erfüllt im Sinne 

des § 2 (2) BBodSchG 

1. natürliche Funktionen als 

→ Lebensgrundlage und Lebensraum 

für Menschen, Tiere, Pflanzen und 

Bodenorganismen, 

→ Bestandteil des Naturhaushalts, ins-

besondere mit seinen Wasser- und 

Nährstoffkreisläufen, 

→ Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaume-

dium für stoffliche Einwirkungen auf 

Grund der Filter-, Puffer- und Stof-

fumwandlungseigenschaften, insbe-

sondere auch zum Schutz des 

Grundwassers, 

2. Funktionen als Archiv der Natur- 

und Kulturgeschichte sowie 

3. Nutzungsfunktionen als  

→ Rohstofflagerstätte, 

→ Fläche für Siedlung und Erholung, 

→ Standort für die land- und forstwirt-

schaftliche Nutzung, 

→ Standort für sonstige wirtschaftliche 

und öffentliche Nutzungen, Verkehr, 

Ver- und Entsorgung. 

Bodenkontamination ist eine stoffliche schädli-

che Bodenveränderung. Synonym: Bodenverun-

reinigung. 

Dekontamination. Verringerung des Schadstoff-

gehaltes mit dem Ziel, einen hinnehmbaren Rest-

gehalt zu erreichen oder zu unterschreiten.  

Dekontaminationsmaßnahmen gehören zu den 

Sanierungsmaßnahmen. Im militärischen Sprach-

gebrauch auch „Entgiftung“ (Reinigung) von Le-

bewesen, Gegenständen oder 

Geländeabschnitten, die mit Kampfstoffen ver-

seucht wurden. 
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Detailuntersuchung. Die Detailuntersuchung 

entspricht der Phase IIb gemäß den BFR BoGwS 

mit dem Ziel (§ 13 BBodSchV): 

„mit Hilfe vertiefender und weitergehender 

Untersuchungen eine abschließende Gefähr-

dungsabschätzung zu ermöglichen. Sie dient 

insbesondere der Feststellung von Menge und 

räumlicher Verteilung von Schadstoffen, ihrer 

mobilen oder mobilisierbaren Anteile, ihrer 

Ausbreitungsmöglichkeiten im Boden, in Ge-

wässern und in der Luft sowie der Möglichkeit 

ihrer Aufnahme durch Menschen, Tiere und 

Pflanzen.“. 

Die Detailuntersuchung quantifiziert die qualita-

tiven Ergebnisse der orientierenden Untersu-

chung und liefert alle Informationen, die zur 

Gefährdungsabschätzung erforderlich sind. Sy-

nonym: Detailerkundung. 

Doppelbestimmung. Maßnahme zur Qualitäts-

sicherung bei der Analytik von Bodenproben auf 

nichtflüchtige Substanzen: Von der homogeni-

sierten Laborprobe werden zwei Teilmengen ab-

getrennt und parallel aufgeschlossen und 

analysiert. Damit werden Konzentrations-

schwankungen innerhalb der homogenisierten 

Probe erfasst und auch mögliche Schwächen im 

Analyseverfahren eingegrenzt. Im Laborbericht 

sollten die Einzelwerte als Analysenergebnis 

angegeben werden, da bei Angabe eines Mit-

telwertes Informationen verloren gehen. 

Wird dieser Vorgang öfter wiederholt, spricht 

man auch von Mehrfachbestimmungen. 

Bei flüchtigen Stoffen ist eine Homogenisierung 

der Probe praktisch nicht ohne Stoffverluste 

möglich. An Stelle der Doppelbestimmung kann 

hier eine Doppelbeprobung mit nachfolgender 

separater Analyse treten. Die Homogenität von 

Wasser- und Gasproben ist in der Regel so gut, 

dass eine Doppelbestimmung diesbezüglich 

keine wesentlichen Zusatzinformationen bringt. 

Sie dient allein der Ergebniskontrolle im Labor. 

Durchführbarkeitsstudie/Machbarkeitsstudie 

stellt eine „Besondere Leistung“ im Sinne der 

Anlage 2 zu § 3 HOAI 2021 bei der Planung von 

Sanierungsmaßnahmen dar. Sie umfasst neben 

einer ökologischen Bewertung Wirtschaftlich-

keitsberechnungen über Planungsalternativen 

und Kosten-Nutzen-Analysen. 

Einfachbestimmung. Analyseverfahren, bei dem 

aus einer Probe im Labor ein einziger Analysen-

wert ermittelt wird. 

Entsorgung. Umfasst gemäß § 3 Abs. 7 KrWG 

die Verwertung und Beseitigung von Abfällen. 

Weitere Begriffe zur Abfallentsorgung sind in 

Kapitel 6 erläutert. 

Erfassung. Bezeichnet den ersten Teil der Phase 

I. Die Erfassung umfasst: 

1. die Lokalisierung kontaminations- 

verdächtiger Flächen, 

2. die Sammlung aller relevanten  

Informationen, 

3. die Dokumentation aller Ergebnisse. 

Exposition beschreibt allgemein die Art und 

Weise, in der ein Schutzgut einem Kontakt mit 

einem Stoff (insbesondere Schadstoff) ausge-

setzt ist. Im Hinblick auf den Menschen wird 

zwischen äußerer und innerer Exposition unter-

schieden. Die äußere Exposition bezeichnet den 

Körperkontakt mit Substanzen in den verschie-

denen Umweltmedien und Bedarfsgegenstän-

den. Die innere Exposition beschreibt die 

Belastung des Menschen durch bereits in den 

Körper gelangte Stoffe. Die Exposition erfolgt 

über verschiedene Wirkungspfade, auf denen der 

Stoff an oder in den Organismus gelangt. 
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Gefahr. Bezeichnet eine Lage, in der bei unge-

hindertem Ablauf des Geschehens ein Zustand 

oder ein Verhalten mit hinreichender Wahr-

scheinlichkeit zu einem Schaden für die Schutz-

güter der öffentlichen Sicherheit (insbesondere 

Leben und Gesundheit, Freiheit) oder öffentli-

chen Ordnung führen würde. Der Schaden 

braucht also nicht mit Gewissheit zu erwarten 

sein. 

Gefahr, akut. Gefahr, die unmittelbare Abwehr-

maßnahmen erfordert. 

 

Gefährdungsabschätzung. Als Gefährdungsab-

schätzung im Sinne der BFR BoGwS wird die ab-

schließende Bewertung bezüglich des 

Kontaminationszustandes einer in der Phase II 

untersuchten Fläche oder Grundwasserverunrei-

nigung bezeichnet. Sie setzt eine hinreichend ge-

naue Kenntnis der Standortsituation basierend 

auf der Durchführung und Auswertung von Re-

cherchen und Untersuchungen voraus und be-

rücksichtigt Nutzungen und Wirkungspfade. Sie 

muss klären, ob eine schädliche Bodenverände-

rung oder eine schädliche Grundwasserverunrei-

nigung vorliegt, d. h., ob Gefahren, die von ihr 

ausgehen, abgewendet werden müssen, oder ob 

die bestehende Situation toleriert werden kann. 

Abweichend von dieser Definition wird verbrei-

tet unter Gefährdungsabschätzung die Gesamt-

heit von Untersuchung und anschließender 

Bewertung durch die zuständige Behörde ver-

standen. 

Gefahrenabwehr. Bezeichnet die Aufgabe von 

Polizei, Ordnungsbehörden und Sonderord-

nungsbehörden, nach den hierfür erlassenen  

Gesetzen und Verordnungen in ihrem Zustän-

digkeitsbereich nach pflichtgemäßem Ermessen 

Gefahren abzuwehren, durch die die öffentliche 

Sicherheit und Ordnung bedroht wird. 

Gefahrenbeurteilung ist im Sinne dieser Bau-

fachlichen Richtlinien ein allgemeiner Begriff zur 

Bezeichnung des Vorgangs der Beurteilung oder 

Bewertung einer Gefahr. In einigen Länder-Alt-

lastenprogrammen ist er jedoch für Bewertun-

gen auf einem bestimmten Informationsstand 

bzw. Beweisniveau reserviert. 
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Gefahrenpotenzial und Gefährdungspotenzial. 

Das Gefahrenpotential einer Fläche stellt das 

Maximum ihrer Gefährdungspotentiale dar. Das 

Gefährdungspotential beschreibt den Umfang 

der Gefährdungen von Schutzgütern in der Um-

gebung einer KVF, KF, altlastverdächtigen Flä-

che oder Altlast, die unter definierten 

Bedingungen zu erwarten sind. Zu nennen sind 

z. B.: 

a) Umwandlung von Stoffen durch wahr-

scheinlich anzunehmende physikali-

sche, chemische oder biochemische 

Reaktionen aus stabiler, d.h., biologisch 

nicht verfügbarer Bindungsform in 

schädliche Stoffe, die mobil sind 

b) Mobilisierung von bisher immobilen 

Schadstoffen durch Milieuänderungen 

c) Aufhebung der Immobilität bezüglich 

wahrscheinlicher Wirkungspfade durch 

das Versagen einzelner natürlicher oder 

technischer Barrieren.  

Gefahrenverdacht im rechtlichen Sinne ist gege-

ben, wenn das Vorliegen bestimmter Tatsachen 

nach der Lebenserfahrung den Schluss auf eine 

mögliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

zulässt. Er berechtigt die zuständige Behörde 

insbesondere zur weiteren Sachverhaltsaufklä-

rung und, soweit verhältnismäßig und erforder-

lich, auch zu einer vorläufigen Unterbrechung 

des Geschehensablaufs. 

Geringfügigkeitsschwellenwerte (GFS). Der 

Ständige Ausschuss „Grundwasser und Wasser-

versorgung“ der Länderarbeitsgemeinschaft 

Wasser (LAWA) hat 2004 Konzentrationswerte 

für die sog. „Geringfügigkeitsschwelle“ wir-

kungsorientiert, d. h. human- und ökotoxikolo-

gisch begründet, abgeleitet. 2016 wurden die 

Geringfügigkeitsschwellenwerte überarbeitet. 

Sie bilden die Grenze zwischen einer geringfügi-

gen Veränderung der chemischen Beschaffen-

heit des Grundwassers und einer nachteiligen 

Veränderung. Die Überschreitung eines oder 

mehrerer GFS-Werte löst nicht zwangsläufig 

eine Sanierungserfordernis aus. Vielmehr ist bei 

Überschreiten zu beurteilen, ob die vorliegende 

Grundwasserveränderung auch schädlich ist, d.h. 

eine Gefahr darstellt. Diese Empfehlung beendet 

damit die bisher zum Teil vertretene Auffassung, 

jeglicher Stoffeintrag in das Grundwasser sei be-

reits eine Schädigung (siehe auch Anhang A-

2.1.3). 

Grenzwerte. Bei gesetzlich festgelegten Grenz-

werten besteht in der Regel kein Ermessens-

spielraum. Die im BBodSchG definierten 

Maßnahmenwerte stellen keine Grenzwerte dar, 

da sie mit der Formulierung „in der Regel“ noch 

Ausnahmen, also einen Handlungsspielraum zu-

lassen. Bundesweit festgeschriebene Grenzwerte 

sind z. B. die der Trinkwasserverordnung 

(TrinkwV). Sie gelten jedoch für Trinkwasser, 

also Wasser, das von einer Wassergewinnungs-

anlage an einen Verbraucher abgegeben wird. 

Sollen diese Werte zur Beurteilung von Grund-

wasser herangezogen werden, so können sie hier 

allenfalls die Funktion von Orientierungswerten 

haben (siehe auch Anhang A-2.1.3). 

Grundwasser wird nach DIN 4049 definiert als 

„unterirdisches Wasser, das die Hohlräume der 

Erdrinde zusammenhängend ausfüllt und dessen 

Bewegung ausschließlich oder nahezu ausschließ-

lich von der Schwerkraft und den durch die Bewe-

gung selbst ausgelösten Reibungskräften 

bestimmt wird“. 

Handlungsstörer. s. Störer. 

Hintergrund- und Referenzwerte sind Werte, 

mit deren Hilfe man sich orientieren kann (Über-

begriff Orientierungswerte), ob und wie weit die 

gemessenen Werte vom „Normalzustand“ ab-

weichen. Eine Überschreitung solcher Werte 

zeigt an, dass erhöhte Konzentrationen vorlie-

gen. Sie zeigt nicht direkt an, ob eine Gefahr  

besteht. Eine Gefahr ist lediglich dann anzuneh-

men, wenn als Konvention oder toxikologisch 
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begründet eine Überschreitung des Wertes als 

Anzeichen für eine Gefahr definiert wurde. Da-

mit wäre der Referenzwert aber kein Referenz-

wert im eigentlichen Sinne mehr, sondern 

gleichzeitig ein Maßnahmenwert (siehe auch An-

hang A-2.1.3). 

Historische Erkundung umfasst das Recherchie-

ren und Zusammenstellen von Informationen, 

die ohne Probenahme, Analytik oder ähnliche 

Untersuchungsmaßnahmen bereits (aus der Ver-

gangenheit = historisch) vorliegen. Aber auch die 

Erhebung des aktuellen Zustandes z. B. durch 

eine Ortsbesichtigung ist noch Gegenstand der 

Historischen Erkundung.  

Historisch-genetische Rekonstruktion (HgR). 

Recherche, Beschaffung und Darstellung der 

Bau- und Infrastruktur sowie der Stoffflüsse und 

Handhabungsabläufe z. B. für Rüstungsaltstand-

orte aus der Auswertung von Archivalien und 

Luftbildern mit Analogieschlüssen sowie aus der 

Geländeüberprüfung vor Ort. 

Kampfmittel sind gewahrsamslos gewordene, 

zur Kriegsführung bestimmte Gegenstände und 

Stoffe militärischer Herkunft und Teile solcher 

Gegenstände, die 

1. Explosivstoffe oder Rückstände dieser  

Stoffe enthalten oder aus Explosivstoffen 

oder deren Rückständen bestehen  

(siehe Baufachliche Richtlinien  

Kampfmittelräumung), 

2. Chemische Kampf-, Nebel-, Brand- oder 

Reizstoffe oder Rückstände dieser Stoffe 

enthalten, oder 

3. Kriegswaffen oder wesentliche Teile von 

Kriegswaffen sind.  

Kontamination. Kontaminationen im Sinne die-

ser Baufachlichen Richtlinien sind stofflich  

bedingte Bodenveränderungen oder Grundwas-

serverunreinigungen. Nicht-stoffliche Bodenver-

änderungen sind z. B. Versiegelung, Verdichtung 

und Bodenerosion.  

Kontaminationsbearbeitung umfasst die Bear-

beitung von kontaminationsverdächtigen  

Flächen, Altlasten, sonstigen schädlichen Bo-

denveränderungen und hierdurch verursachten 

Gewässerverunreinigungen im Sinne des Bun-

des-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) und 

schädlichen Verunreinigungen der Gewässer o-

der sonstigen nachteiligen Veränderungen seiner 

Eigenschaften im Sinne des Wasserhaushaltsge-

setzes des Bundes (WHG). In den BFR BoGwS ist 

dazu eine einheitliche, stufenweise Verfahrens-

weise festgelegt. Demzufolge sind alle Boden- 

und Gewässerkontaminationen auf Liegenschaf-

ten des Bundes zu erfassen und nach einheitli-

chen Kriterien zu bearbeiten und zu 

dokumentieren. 
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Konzeptionelles Standortmodell / Kontamina-

tionshypothese. Voraussetzung für eine erfolg-

reiche und effiziente Untersuchung einer 

Kontamination ist eine möglichst präzise Be-

schreibung der Standortsituation (i. W. hydroge-

ologisch-hydraulischer Untergrundaufbau, 

potenzielle Wirkungspfade) und des konkreten 

Kontaminationsverdachtes (Ursachen, Vorkom-

men, räumliche Verteilung, Eigenschaften und 

Ausbreitungsmöglichkeiten von Schadstoffen 

usw.), die als Kontaminationshypothese oder 

konzeptionelles Standortmodell bezeichnet 

wird. Eine anschauliche Darstellung z.B. in Form 

von Profilschnitten ist oft vorteilhaft(nach DIN 

EN ISO 21365:2021-02). 

Kontaminationsverdächtige Flächen (KVF) im 

Sinne der BFR BoGwS sind Teile von Liegen-

schaften, für die aufgrund der bisherigen oder 

aktuellen Nutzung oder sonstiger Hinweise der 

Verdacht auf Boden- und/oder Grundwasser-

kontaminationen besteht.  

Kontaminierte Flächen (KF). Bei kontaminierten 

Flächen (KF) im Sinne der BFR BoGwS hat sich 

der Verdacht auf Kontamination bestätigt. Dies 

ist in der Regel nach der Phase IIa der Fall. Da-

mit ist jedoch keine Aussage getroffen, ob die 

nachgewiesene Kontamination eine schädliche 

Bodenveränderung i. S. d. BBodSchG oder eine 

schädliche Verunreinigung des Grundwassers o-

der eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 

Eigenschaften i. S. d. WHG darstellt. Diese Aus-

sage wird durch die Gefährdungsabschätzung 

getroffen.  

Machbarkeitsstudie. s. Durchführbarkeitsstudie. 

Maßnahmenwerte sind „Werte für Einwirkun-

gen oder Belastungen, bei deren Überschreiten 

unter Berücksichtigung der jeweiligen Boden-

nutzung in der Regel von einer schädlichen Bo-

denverunreinigung oder Altlast auszugehen ist 

und Maßnahmen erforderlich sind“ (§ 8 (1) 

BBodSchG). Die Überschreitung von Maßnah-

menwerten kann ein Kriterium für Sanierungs-

bedarf sein, muss dies aber nicht automatisch 

sein. Durch die Formulierung „in der Regel“ ist 

auch hier noch ein Ermessensspielraum gege-

ben. Danach sind auch Maßnahmenwerte zur 

Gruppe der Orientierungswerte zu rechnen (s. 

auch Anhang A-2.1.3). 

(M)NA steht für „(Monitored) Natural Attenua-

tion“, also die natürliche Schadstoffminderung. 

Sie ist definiert als „Ergebnis biologischer, che-

mischer oder physikalischer Prozesse, die ohne 

menschliches Eingreifen zu einer Verringerung 

der Masse, des Volumens, der Fracht, der Kon-

zentration, der Toxizität oder der Mobilität eines 

Schadstoffes im Boden oder im Grundwasser 

führen“ (§2(17) BBodSchV). Diese Prozesse um-

fassen biologischen Abbau, Sorption, Dispersion, 

Verdünnung, Verflüchtigung,  

sowie chemische oder biochemische Transfor-

mation von Schadstoffen. Die natürliche Schad-

stoffminderung kann mittels regelmäßiger 

Untersuchung und Auswertung von Analysenda-

ten kontrolliert werden („Monitored“). Das na-

türliche Rückhalte- und Abbauvermögen ist eine 

Standortgegebenheit, die im Rahmen der Phase 

II ermittelt und bei der Entscheidung über Sa-

nierungsmaßnahmen berücksichtigt wird (§17 

BBodSchV). 

Nachsorge umfasst die Phase IIIc der Sanierung 

(s. Kapitel 5.3.4). Sie beinhaltet alle Maßnahmen, 

die zur Kontrolle oder Sicherstellung eines dau-

erhaften Sanierungserfolges erforderlich sind (u. 

a. die Überwachung der dauerhaften Einhaltung 

der Sanierungszielwerte und die Überprüfung 

der Funktionstüchtigkeit von Sicherungsbauwer-

ken). Diese Maßnahmen können sehr kostenin-

tensiv werden und sind daher frühzeitig in die 

Sanierungsplanung einzubeziehen. 

Nutzungsparalleler Zustand. Ist die Maßgabe 

für eine Bewertung der nutzungsparallele Zu-

stand, wird angenommen, dass die Folgenutzung 

vergleichbar ist mit der Vornutzung und dies die 
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Bewertungsgrundlage für verpflichtende Maß-

nahmen zur Gefahrenabwehr darstellt. Davon 

abgegrenzt sind die darüber hinausgehenden 

Maßnahmen, die unter Berücksichtigung einer 

geplanten Neunutzung (sensiblere Nutzung) er-

griffen werden müssen, um beispielsweise eine 

höhere Wertschöpfung zu erzielen. 

Orientierende Untersuchung. Entspricht der 

Phase IIa gemäß den BFR BoGwS mit dem Ziel: 

„auf der Grundlage der Ergebnisse der Erfassung 

mit Hilfe örtlicher Untersuchungen, insbeson-

dere Messungen, festzustellen, ob ein hinrei-

chender Verdacht für das Vorliegen einer Altlast 

oder einer schädlichen Bodenveränderung be-

steht“ (§12 (1) BBodSchV). 

Orientierungswerte sind eine Gruppe von Wer-

ten (in der Regel chemische Konzentrationsan-

gaben), denen der Anspruch gemeinsam ist, eine 

Hilfestellung beim Einschätzen einer Größen-

ordnung (Orientierung) zu geben. Sie stellen 

nach allgemeiner Erfahrung oder bestimmten 

Verfahren und Konventionen abgeleitete Emp-

fehlungen dar und fordern keine konkrete 

rechtsverbindliche Handlung, sondern eine Ein-

zelfallbetrachtung mit detaillierteren Untersu-

chungsmaßnahmen oder Überlegungen (siehe 

auch Anhang A-2.1.3). 

Probenahmekonzept. Ist die ausformulierte, ggf. 

durch Lagepläne oder -skizzen unterstützte, für 

jeden Einzelfall begründete Grundlage einer Pro-

benahme. Es basiert auf den Ergebnissen der 

vorherigen Untersuchungen und der Kontamina-

tionshypothese. 

Provenienzprinzip (Herkunftsprinzip). Grundsatz 

für Bildung und Abgrenzung von Archivbestän-

den, bei dem der ursprüngliche Entstehungszu-

sammenhang von Archivgut gewahrt bleibt und 

in den Akten verzeichnet wird. Archivgut wird 

möglichst in seinem Entstehungszusammenhang 

belassen (Registraturprinzip). 

Prüfwerte sind „Werte, bei deren Überschreiten 

unter Berücksichtigung der Bodennutzung eine 

einzelfallbezogene Prüfung durchzuführen und 

festzustellen ist, ob eine schädliche Bodenverän-

derung oder Altlast vorliegt“ (§ 8 (1) BBodSchG). 

Nach dieser Definition sind Prüfwerte als Maß-

stab nach der Orientierenden Untersuchung 

(Phase IIa) heranzuziehen, wenn die Entschei-

dung zu treffen ist, ob eine Detailuntersuchung 

(Phase IIb) erforderlich ist. Die Prüfwerte der 

BBodSchV sind als untere Gefahrenschwelle de-

finiert, d.h., werden sie unterschritten, ist auch 

unter ungünstigen Bedingungen des Einzelfalles 

keine Gefahr anzunehmen. Sie stellen damit zu-

gleich die niedrigsten zulässigen Sanierungsziel-

werte dar (siehe auch Anhang A-2.1.3). 

Der Umkehrschluss, dass bei ihrer Überschrei-

tung ein Sanierungserfordernis bestehe, ist nicht 

zulässig. Im Einzelfall ist zu prüfen, ob die Be-

dingungen zur Anwendung bestimmter Prüf-

werte vorliegen. 
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Repräsentativität ist ein Ausdruck für den Grad, 

zu dem ein Teil einer Menge bestimmte Eigen-

schaften der Gesamtmenge besitzt. Sie ist nicht 

quantifizierbar und lässt sich nur im Zusammen-

hang mit der konkreten Aufgabenstellung und 

Zielsetzung beurteilen. Von besonderer Bedeu-

tung ist die Repräsentativität von Proben, die 

chemisch analysiert werden, da die Analysener-

gebnisse für die Bewertung auf eine mehr oder 

weniger weite Umgebung der Probenahmestelle 

als ebenfalls zutreffend übertragen werden. Eine 

repräsentative Probe ist eine Probe, dessen Ei-

genschaften charakteristisch für die Gesamt-

menge des Prüfgutes sind. 

Rüstungsaltlasten / -altablagerungen umfassen 

Altstandorte der Militärproduktion und des Mili-

tärbetriebs vor 1945 sowie des Betriebs unter al-

liierter Besatzung in der unmittelbar 

darauffolgenden Zeit (Rückbau durch Demon-

tage und Sprengung/Munitions-vernichtung). 

Die Begriffe finden keine Anwendung mehr.Vgl. 

auch Anhang A-9.2. 

Sachverständige nach § 18 BBodSchG. Nach § 

18 BBodSchG müssen „Sachverständige und Un-

tersuchungsstellen, die Aufgaben nach diesem 

Gesetz wahrnehmen […], die für diese Aufgabe 

erforderliche Sachkunde und Zuverlässigkeit  

besitzen sowie über die erforderliche geräte-

technische Ausstattung verfügen“. Die Zulas-

sungsverfahren und Anforderungen zur 

Bestellung der Sachverständigen regeln die Län-

der. Der Nachweis der Sachkunde kann nicht al-

lein über Faktenwissen geliefert werden. Eine 

„Ausbildung zum Sachverständigen“ kann es 

nicht geben. Wesentliche Kriterien sind die Be-

rufserfahrung und der Nachweis von Referenzen. 

Sanierung im Sinne des § 2 (7) BBodSchG sind 

Maßnahmen  

1. zur Beseitigung oder Verminderung der 

Schadstoffe (Dekontaminationsmaßnah-

men), 

2. die eine Ausbreitung der Schadstoffe  

langfristig verhindern oder vermindern, 

ohne die Schadstoffe zu beseitigen  

(Sicherungsmaßnahmen) 

3. zur Beseitigung oder Verminderung  

schädlicher Veränderungen der  

physikalischen, chemischen oder  

biologischen Beschaffenheit des Bodens.  

Sanierungskonzept. Das Sanierungskonzept bil-

det den Abschluss der Vorplanung. Es ist Grund-

lage für die Vorabstimmung zum öffentlich-

rechtlichen Verfahren mit den zuständigen Be-

hörden. Alle wesentlichen Kriterien, die im Rah-

men der untersuchten Lösungsmöglichkeiten 

betrachtet wurden, sowie die Kriterien, die zur 

Auswahl des Verfahrens bzw. der Verfahrens-

kombination geführt haben, werden hierzu zu-

sammengefasst. 
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Sanierungsplan. Der Sanierungsplan ergibt sich 

aus Unterlagen der Entwurfs- und Genehmi-

gungsplanung. Die in Kapitel 5.3.2 und den  

zugehörigen Anhängen beschriebenen Anforde-

rungen an die Sanierungsplanung (Phase IIIa) 

umfassen und konkretisieren die der BBodSchV. 

Der Sanierungsplan enthält nach § 13 (1) 

BBodSchG „insbesondere 

1. eine Zusammenfassung der Gefährdungs-

abschätzung und der Sanierungsuntersu-

chungen, 

2. Angaben über die bisherige und künftige 

Nutzung der zu sanierenden Grundstücke, 

3. die Darstellung des Sanierungsziels und die 

hierzu erforderlichen Dekontaminations-, 

Sicherungs-, Schutz-, Beschränkungs- und 

Eigenkontrollmaßnahmen sowie die  

zeitliche Durchführung dieser Maßnah-

men.“  

Sanierungsplanung. Die Sanierungsplanung 

(Phase IIIa) umfasst alle für eine Sanierung er-

forderlichen Planungsschritte nach HOAI, von 

der Grundlagenermittlung bis zur Ausführungs-

planung (s. Kapitel 5.3.2). 

 

Sanierungsuntersuchungen sollen anhand eines 

(vorläufigen) Sanierungsziels ermitteln, mit wel-

chen Maßnahmen eine Sanierung erreicht wer-

den kann. Insbesondere soll betrachtet werden, 

welche Maßnahmen oder Maßnahmenkombina-

tionen geeignet, erforderlich und angemessen 

sind. Verschiedene Faktoren können dabei eine 

Rolle spielen: Eignung des Verfahrens, techni-

sche Durchführbarkeit, Zuverlässigkeit, Nachhal-

tigkeit, erforderlicher Zeitaufwand, 

Wirkungsdauer und Überwachungsmöglichkei-

ten der Maßnahme, Erfordernis der Nachsorge, 

Nachbesserungsmöglichkeiten, Auswirkungen 

auf die Umwelt, Zulassungserfordernisse sowie 

Entstehung, Verwertung und Beseitigung von 

Abfällen. Statt von Sanierungsuntersuchung 

könnte auch von Untersuchungen zur Sanie-

rungsvorplanung, Machbarkeitsstudie, Varian-

tenvergleich oder Sanierungsvorversuchen 

gesprochen werden. Die Sanierungsuntersu-

chungen sind von Fachgutachter/innen durchzu-

führen, sie sind als geistig-schöpferische 

Leistungen außerhalb der HOAI zu werten. 

Sanierungsziel ist ein Zustand beseitigter Gefah-

ren und Gefahrenpotenziale. Sanierungsziele 

sind in einem iterativen Prozess unter angemes-

sener Berücksichtigung aller Betroffenen zu ent-

wickeln. Erste Vorstellungen dazu werden bei 

der Gefährdungsabschätzung zusammen mit der 

Feststellung eines Sanierungsbedarfs formuliert. 

Diese vorläufigen Sanierungsziele werden im 

Rahmen der Sanierungsvorplanung konkretisiert 

und im Sanierungskonzept als endgültige Sanie-

rungsziele festgelegt. 

Sanierungszielwert. Ist eine Quantifizierung der 

verbal formulierten Sanierungsziele in Form von 

Konzentrationswerten oder Frachtraten (s. Kapi-

tel 5.3.1). Sanierungszielwerte sind eine Voraus-

setzung für eine nachvollziehbare Kontrolle des 

Sanierungserfolgs (s. auch A-2.1.3 und Kap. 5.3). 

Schadstoffe sind Stoffe und Stoffgemische, die 

auf Grund ihrer Gesundheitsschädlichkeit, 

Ökotoxizität oder anderer Eigenschaften geeig-

net sind, in Abhängigkeit von ihren Gehalten o-

der Konzentrationen unter Berücksichtigung 

ihrer Bioverfügbarkeit und Langlebigkeit, schäd-

liche Bodenveränderungen oder sonstige Gefah-

ren herbeizuführen (§2 (11) BBodSchV). 

Schädliche Bodenveränderungen sind Beein-

trächtigungen der Bodenfunktionen, die geeig-

net sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder 

erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder 

die Allgemeinheit herbeizuführen (§ 2 (3) 

BBodSchG). 
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Nachteilige / Schädliche Grundwasserverände-

rung. Wird im Grundwasser für einen Schadstoff 

der GFS überschritten, so spricht man zunächst 

von einer nachteiligen Grundwasserveränderung. 

Führt die anschließende Bewertung unter Be-

rücksichtigung der Anwendungshinweise der 

GFS (2016) zu dem Ergebnis, dass sich aus der 

Grundwasserveränderung Gefahren für Schutz-

güter ergeben bzw. solche zu erwarten sind, 

spricht man von einer schädlichen Grundwasser-

veränderung. In diesem Fall sind Maßnahmen 

erforderlich. 

Schutzgüter. Gesetzlich definierte Schutzgüter 

sind: 

→ menschliche Gesundheit und Unversehrt-

heit, Eigentum (Ordnungsrecht), 

→ Bodenfunktionen (Bodenschutzrecht), 

→ Gewässer inkl. Grundwasser  

(Wasserhaushaltsrecht), 

→ Luft (Immissionsschutzrecht). 

Weitere Schutzziele im Sinne der BFR BoGwS 

sind: 

→ hochwertige Nutzungsmöglichkeiten  

einer Liegenschaft, 

→ Werterhöhung einer Liegenschaft, 

→ Aufrechterhaltung einer Nutzung/eines 

Betriebes, 

→ Sicherung wertvoller Güter. 

Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen i. S. 

des § 2 (8) BBodSchG sind Maßnahmen, die Ge-

fahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Be-

lästigungen verhindern oder vermindern. Dies 

sind insbesondere Nutzungsbeschränkungen wie 

z. B.: 

→ Beschränkungen der baulichen oder 

zweckgebundenen Nutzung des Gelän-

des, in besonderen Fällen Betretungs-

verbote und Evakuierung, 

→ Sichern des Geländes vor Zutritt, 

→ Untersagung der Nutzung von Grund- 

und Oberflächenwasser für Trinkwasser-

zwecke oder für den allgemeinen Ge-

brauch, 

→ Abdeckung von kleinen Teilflächen. 

Sie kommen zum Einsatz, wenn Dekontamina-

tions- und Sicherungsmaßnahmen nicht möglich 

oder unzumutbar sind. 

Sicherung. Sicherungsmaßnahmen (§ 2 (7) 2 

BBodSchG) sind eine Teilmenge der Sanierungs-

maßnahmen. Dabei werden die Schadstoffe 

nicht beseitigt, ihre Ausbreitung aber langfristig 

durch geeignete Maßnahmen (z. B. hydraulische 

oder pneumatische Maßnahmen zur Unterbre-

chung von Schadstoffausbreitungen, bautechni-

sche Einkapselungen oder Verfestigungen des 

Bodens durch Zugabe von geeigneten Mitteln) 

verhindert oder vermindert. Sicherungsmaß-

nahmen erfordern i.d.R. nach Abschluss der 

Maßnahmen eine Überwachung der Kontamina-

tionen und Wirkungspfade. 

Sofortmaßnahme. Dieser Begriff wird verwen-

det zur Charakterisierung von Gefahrenabwehr-

maßnahmen, die sehr kurzfristig durchgeführt 

werden müssen. An der Zielsetzung und dem 

Vorgehen nach dem Phasenkonzept ändert sich 

nichts. 

Störer im Sinne des Verwaltungs- bzw. Polizei-

rechts sind Personen, die für eine Beeinträchti-

gung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

verantwortlich sind. Wird die öffentliche Sicher-

heit oder Ordnung durch das Verhalten von na-

türlichen oder juristischen Personen gestört, so 

sind die zur Abwehr erforderlichen Maßnahmen 

gegen diejenigen Personen zu richten, die die 
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Störung oder Gefahr verursacht haben („Hand-

lungs-/Verhaltensstörer“).  

Geht eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung nicht vom personalen Verhalten, 

sondern von einer Sache aus, so sind die zur Ab-

wehr erforderlichen Maßnahmen gegen dieje-

nige Person zu richten, die für den Zustand der 

Sache verantwortlich ist („Zustandsstörer“, z. B. 

Eigentümer, Inhaber der tatsächlichen Sachherr-

schaft). 

Technische Machbarkeit. Wird im Rahmen einer 

Planungsleistung der Vorplanung einer Sanie-

rungsmaßnahme überprüft (s. Kapitel 5.3.2). 

Überwachung. Überwachung im Sinne dieser 

Baufachlichen Richtlinien ist eine zeitlich wie-

derholte Beobachtung oder Messung zum Ermit-

teln von Informationen über zeitlich variable 

Zustandsgrößen (s. A-2.1.2.7). Überwachung 

kann erforderlich werden 

→ in der Phase IIb (Detailuntersuchung), 

um das zeitliche Verhalten von Kontami-

nationen (Ausbreitung, Schadstoffabbau) 

zu erkunden (im Sinne von § 10 (7) 

BBodSchV), 

→ während laufender Sanierungsmaßnah-

men zur Erfolgskontrolle und Prozessop-

timierung, 

→ nach Abschluss der Sanierung im Rahmen 

der Nachsorge 

Der englische Begriff „Monitoring“ wird als Sy-

nonym für Überwachung oder für den messtech-

nischen Teil der Überwachung gebraucht. 

 

Verdachtsflächen sind nach § 2 (4) BBodSchG 

allgemein solche Flächen, bei denen der Ver-

dacht schädlicher Bodenveränderungen besteht. 

Vorsorgewerte sind „Bodenwerte, bei deren 

Überschreiten unter Berücksichtigung von geo-

genen oder großflächig siedlungsbedingten 

Schadstoffgehalten in der Regel davon auszuge-

hen ist, dass die Besorgnis einer schädlichen Bo-

denveränderung besteht“ (§ 8 (2) BBodSchG). Sie 

dienen dem Schutz der Bodenfunktionen vor 

schädigenden aktuellen oder zukünftigen Nut-

zungen und sind nicht zur Bewertung einer Kon-

tamination geeignet (s. auch Anhang A-2.1.3). 

Wertelisten im Sinne dieser Baufachlichen 

Richtlinien sind Zusammenstellungen von meist 

chemischen Konzentrationsangaben, die als Ent-

scheidungshilfen bei der Bewertung von Konta-

minationen genutzt werden. Es wird mehr oder 

weniger deutlich unterschieden zwischen Refe-

renz-, Orientierungs-, Hintergrund-, Prüf-, Maß-

nahmen-, Grenz-, Höchstmengen-, Höchst-, 

Eingreif-, Vorsorge-, Schadens- und anderen 

Werten, wobei einige Bezeichnungen als Syno-

nyme, andere auch als Überbegriffe benutzt 

werden. 

Vor der Benutzung von Wertelisten ist es wich-

tig, sich über den Anwendungsbereich der Liste, 

ihre Verbindlichkeit und ihre Grundlagen zu in-

formieren und zu prüfen, ob ihre Anwendung für 

den vorliegenden Fall angemessen und sach-

dienlich ist. Ein ungerechtfertigt herangezogener 

Listenwert ist zur Bewertung einer Kontamina-

tion nicht geeignet und macht eine durchge-

führte Bewertung (z. B. Entscheidung über 

Sanierungserfordernis) nichtig. 
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Wirkungspfade (synonym: Expositionspfade, 

Gefährdungspfade, Freisetzungspfade) umfassen 

den Weg eines Schadstoffes von der Schad-

stoffquelle bis zum Ort einer möglichen Wirkung 

auf ein Schutzgut. Zur Bewertung einer mögli-

chen Gefahr werden folgende Wirkungspfade 

unterschieden:  

→ Boden – Mensch (bezüglich ihrer  

Sensibilität sind gem. der BBodSchV  

die Nutzungen Kinderspielfläche,  

Wohngebiet, Park- und Freizeitanlagen 

sowie Industrie- und Gewerbe- 

grundstücke zu unterscheiden) 

→ Boden – Nutzpflanze (zu unterscheiden 

sind die Nutzungen Ackerfläche,  

Nutzgarten und Grünland) 

→ Boden – Grundwasser 

→ Boden – bauliche Anlage 

→ Grundwasser – bauliche Anlage 

Zuständige Behörde. Die gem. BBodSchG zu-

ständige Behörde ist in Ländergesetzen zur Um-

setzung des BBodSchG festgelegt. Die nach dem 

WHG zuständige Behörde wird in den Länderge-

setzen bestimmt. 

Zustandsstörer. s. Störer. 


